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Die sechste »Akademie für linke Medienmacher/innen« brachte im
März 2009 mehr als 600 Akteure zusammen, die überwiegend nicht
Mitglied der Partei DIE LINKE waren, sondern aus Gewerkschaften, Ini-
tiativen und Bündnissen wie attac kamen. 2010 bieten die Macher der
Veranstaltung die siebte Akademie an und können ihr Angebot damit
etablieren. Scheinbar erreicht die Akademie die »richtigen Leute«, also
engagierte Bürgerinnen und Bürger, die offenbar eine gemeinsame
Basis haben und ihrem Politikentwurf eine Stimme geben wollen. Sie
kommen, weil sie wissen, wie wichtig die Vernetzung untereinander
i st. Und weil sie bereits die Erfahrung gemacht haben, dass es nicht
einfach ist, linke Themen zu kommunizieren. Viele Hürden sind zu neh-
men und einige davon sind selbst gestellt. Die Linke Medienakademie
weitet den Horizont und hilft, sich mit den Gesetzmäßigkeiten von
Medien und politischer Kommunikation vertraut zu machen.

Rationalismus vs. Gefühle
Es geht nicht anders: Psychologisch betrachtet obsiegt in der ständi-
gen Auseinandersetzung zwischen »Bauch« und »Kopf« die Intuition,
das Unbewusste-die Gefühle. Klar, dass in der politischen Kommuni-
kation jede gewonnene Runde im Ringen um die Einstellungen von
Bürgerinnen und Bürgern also immer an die Emotionen geht. Die Ge-
wissheit, dass es in der Zustimmungseinforderung - also bei Wahlen,
Bürgerentscheiden, Memoranden - um jede einzelne Stimme geht,
führt bei Linken oft zu dem Missverständnis, diesen sprichwörtlichen
Kampf um die Köpfe rein auf sachlicher, argumentativer Basis zu füh-
ren. Dabei wird in schöner Regelmäßigkeit ignoriert, dass unser Den-
ken und die Entscheidungen, zu denen es führt, zu über achtzig Pro-
zent von unbewussten Vorgängen beeinflusst werden (vgl. Sigmund
Freud in: Die Psychologie des Unbewussten, Band III der Studienaus-
gabe). Nicht die reine Faktenlage entscheidet über wohl und wehe,
ja und nein, Ablehnung oder Zustimmung. Es sind vielmehr die unbe-
wusst immer mitbestimmenden Erfahrungen, Vorstellungen, Erinne-
rungen, Wahrnehmungen, gelernten Muster und viele andere Fak-
toren mehr, die dazu führen, dass es keine rein bewussten Vorgänge
gibt. Dabei spielt es keine Rolle, welche der wissenschaftlichen Ansät-
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ze von Sigmund Freud (Psychologie, »Eisbergtheorie«) bis George La-
koff (Linguistik, »Metaphersystem«) der Betrachtung zugrunde gelegt
werden. Die Erkenntnis ist in jedem Fall nicht neu und bringt dennoch
i mmer wieder viele Linke in Rage.

Warum gerade Linke denken, in der politischen Kommunikation
überzeugen letztendlich nur die Argumente, ist eine interessante Fra-
ge, die nicht leicht zu beantworten ist. Auffällig ist jedenfalls die oft
erbitterte Ablehnung jeder Politikvermittlung, die sich der Gefühle be-
dient. Diese meist internen Auseinandersetzungen werden gern und
i deologisch begründet gefochten und erinnern dabei eher an Spiegel-
fechtereien, wenn es im politischen Alltag zum Beispiel um den Einsatz
von Fotos in Faltblättern geht. Im Zweifel entscheidet sich die um In-
halte streitende Basis lieber reflexartig für die Bleiwüste, statt der Re-
duktion auf das Wesentliche (»ein Bild sagt mehr als tausend Worte«)
den Vorzug zu geben. Ebenso gern wird übersehen, dass Reduktion da-
bei nicht meint, auf Inhalte zu verzichten. Es ist genau dieser Streit um
die Reduzierung von Botschaften auf einen wesentlichen, wirkungs-
vollen Kern, der in der Vorbereitung von Politikvermittlung oder Po-
litikdarstellung soviel Energien raubt. Energien, wohlgemerkt, die in
internen Prozessen aufgebraucht werden und im ungünstigen Fall für
die öffentliche Kommunikation und für die Auseinandersetzung mit
politischen Gegenentwürfen nicht mehr vorhanden sind.

Politische Kommunikation, die die Gefühle anspricht, gerät so leicht
i n die ideologische Schmuddelecke, versehen mit einfallsreichen Ver-
dächtigungen, diese Art zu kommunizieren sei neoliberal, unsachlich,
tendenziös oder manipulierend - um nur die wichtigsten Argumente
zu nennen. Vielleicht spricht aus diesen Vorwürfen, die selbst sehr
emotional geführt werden, nur die Angst vor etwas Unbekanntem,
vielleicht ist es eben die Angst vor der internen ideologischen Debat-
te - und vielleicht ist diese Art der Kommunikation nicht gelernt wor-
den. Sehr drastisch hat es seinerzeit Ernst Bloch ausgedrückt: »Na-
zis sprechen betrügend, aber zu Menschen, die Kommunisten völlig
wahr, aber nur von Sachen« (aus: Erbschaft dieser Zeit, S. 153). Dieses
Zitat macht deutlich, dass es Linke immer schon schwer hatten, die
Haltung einer ständigen Versachlichung aufzugeben. Es ehrt sie, dass
sie in ihrer Kommunikation nicht »betrügend« wirken wollen, aber
zwischen Betrug und einer Sprache, die die Menschen anspricht, be-
steht ein enormer Unterschied. Statt betrügend zu Menschen oder
wahr immer nur von Sachen zu sprechen, sollte die Herausforderung
sein, wahr zu den Menschen zu sprechen und sie in ihren Bedürfnis-
sen ernst zu nehmen.
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Es kann also bei linken »Kommunikatoren« nicht unbemerkt blei-
ben, dass die vermeintlich »sachliche Auseinandersetzung« so einfach
nicht funktioniert-weil sie häufig schlichtweg nicht verstanden wird.
Die verwendete politische Sprache ist oft zu abstrakt, setzt viel Insider-
wissen voraus und verwendet gern Polit-, Funktionärs- und Verwal-
tungsjargon, der bei lesenden, zuschauenden und zuhörenden Bür-
gerinnen und Bürgern sehr schnell auf Ablehnung stößt.

Emotionalisierung als Sackgasse
Wichtig ist dabei natürlich auch: Politische Kommunikation kommt
nicht ohne die kognitive Ebene, die Ebene des Wissens und des Ver-
stehens, aus. Was wir an Argumenten, Fakten und Theorien zu bieten
haben, trägt immer noch zu etwa zwanzig Prozent zur Bewusstseins-
bildung bei. Was sachlich orientiert kommuniziert wird, ist das Züng-
l ein an der Waage, wenn es um Zustimmungsentscheidungen geht,
i st das argumentative Fundament von Überzeugungen und fällt eben
doch ins Gewicht.

Allerdings hat die Betrachtung nur dieser beiden Ebenen der Be-
wusstseinsbildung - Kognition und Intuition - in den vergangenen
Jahren in der politischen Kommunikation zu eher eindimensionalen
Strategien geführt. Nach dem Motto »soviel Gefühl wie möglich, so-
viel Fakten wie nötig« wurde und wird versucht, Öffentlichkeitsarbeit
zu »emotionalisieren«. Gefühle ansprechen - das ist eine Forderung,
die nicht zuletzt in Wahlkämpfen immer wieder an die Akteure in der
politischen Medien- und Kampagnenarbeit gestellt wird. Ein simpler,
l eicht nachvollziehbarer Ansatz, der nicht grundsätzlich falsch ist, aber
zu kurz greift. Zu groß ist die Gefahr, dass bei einer emotional orien-
tierten politischen Kommunikation tatsächlich die Inhalte herunterfal-
len und nur noch der »Bauch« der Bürgerinnen und Bürger im Vorder-
grund steht. Zu groß ist die Gefahr, dass sich Argumente und Gefühle
nicht miteinander verbinden und so das Misstrauen gegenüber der
dargestellten Politik wächst.

Auf der einen Seite steht dann die bunte und effektive Welt der
Bilder, die mit Zukunftsentwürfen (Kinder! Grüne Wiese! Blauer Him-
mel!) wirbt und auf der anderen Seite sperriger Politjargon (Agenda
2010! Zukunftssicherung! Haushaltskonsolidierung!), der rechtwolkig
und abstrakt eigentlich die seriöse Basis des Visuellen darstellen soll.
Gleichzeitig wird es mit diesem Verfahren schwieriger, das eigene Pro-
fil zu erhalten, weil es zwangsläufig mit der stärker werdenden Emo-
tionalisierung von Politikvermittlung verflacht. Was in der Werbung
mit »Basic Emotions« umschrieben und auch in der politischen Korn-
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munikation eingesetzt wird, ist nichts anderes als die Ansprache und
Auslösung dieser »Grundgefühle«, die (je nach psychologischer Schu-
l e) mit Furcht, Zorn, Freude, Hoffnung, Ekel, Erstaunen etc. bezeich-
net werden. Dabei gibt es durchaus eine politische Tradition, dieses
I nstrument einzusetzen und dies nicht erst, seitdem der neokonser-
vative Vordenker David Horowitz das Gefühlspaar »Furcht und Hoff-
nung« als »Waffen der Politik« bezeichnet hat.

Die Arbeit mit Grundgefühlen vermag oberflächlich betrachtet
Menschen zu mobilisieren - politisch ist dieser Ansatz aber unfrucht-
bar. Das Kreisen der Kommunikation um immer dieselben Basic Emo-
tions wird am Ende mit einer schwindenden Wahrnehmung bezahlt.
Wer immer nur Ängste schürt, wird irgendwann nicht mehr gehört,
weil die Mechanismen unserer Psyche dafür sorgen, dass wir alles Be-
drohliche ausblenden, verdrängen. Ähnlich zerbrechlich und auf Dauer
unwirksam ist das Grundgefühl Hoffnung: Wem immer die mögliche
Zukunft in farbiger Szenerie illustriert wird, ohne dass je eine Zwi-
schenstation auf dem langen Weg ins bessere Morgen erreicht wird,
der verliert den Glauben an das Machbare.

Die einseitige Konzentration auf eine Emotionalisierung der Kom-
munikation kann am Ende zum Verlust der Glaubwürdigkeit führen -
und hier erhalten die Argumente dersachorientierten Medienmache-
rinnen und -macher in der internen Debatte neue Nahrung.

Grundaufgaben der politischen Kommunikation
Es lohnt, sich an dieser Stelle darauf zu besinnen, was mit politischer
Kommunikation überhaupt erreicht werden kann. Die politische Kom-
munikation kennt sieben Grundaufgaben, die der strategischen Öf-
fentlichkeitsarbeit entlehnt sind: Aufmerksamkeit erzeugen, Wahr-
nehmung erhöhen, Bekanntheit steigern, Orientierung geben,
Einstellungen verändern, Unterstützung gewinnen und Beziehungen
von Dauer gestalten.

Die ersten drei Aufgaben sind leicht zu fassen und auch relativ ein-
fach zu erfüllen. Sie beziehen sich auf Mediengesetze »alter Schule«,
nach denen Nachrichten gebracht werden, wenn sie die Menschen
»interessieren«. Dieses »Interesse« bezieht sich auf Faktoren wie ört-
liche oder soziale Nähe, Wichtigkeit und Folgenschwere, Prominenz,
Dramatik oder Kampf und Konflikt. In gewisser Weise ist hier die
Nähe zu den Grundemotionen zu spüren. Indem gefragt wird, wie
dieses Interesse angesprochen werden kann, nähert man sich bereits
der Lösung. Handwerklich betrachtet ist es keine besondere Heraus-
forderung, bestimmte Personen und Themen mittels dieser Faktoren
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i n den Vordergrund zu stellen. Praktische Medienarbeit beschäftigt
sich mit nichts anderem als mit der Frage, zu welchen Bedingungen
über Personen und Politik berichtet wird. Die Erfolgsformel ist denk-
bar simpel: Gib den Medien, was sie brauchen - um das transportie-
ren zu können, was deren Nutzerinnen und Nutzer wünschen. Wer
allerdings nur nach diesen drei Grundaufgaben oder nach den Medi-
engesetzen arbeitet, gerät leicht in die bereits beschriebene Sackgas-
se der Emotionalisierung. Statt der Darstellung und Vermittlung von
Politik lockt deren Inszenierung. Während es eigentlich um die nach-
vollziehbare Erläuterung gewissermaßen von Politikherstellung geht,
konzentriert sich die Inszenierung auf die Bilder und die Botschaften,
die transportiert werden sollen.

Wie das Mittel der Emotionalisierung sind diese drei Grundaufgaben
nicht falsch. Sie müssen tatsächlich gelöst werden, denn ohne Präsenz
keine Aufmerksamkeit, ohne permanente Impulse keine Wahrneh-
mung - und ohne Bekanntheit keine Wiedererkennung. Selbstre-
dend, dass mit der Erfüllung dieser Aufgaben ein wichtiges kommu-
nikatives Fundament für eine mögliche Entscheidung für oder gegen
Politik und/oder Personen geschaffen wird.

Diese Entscheidung ist es schließlich, die bei Bürgerinnen und Bür-
gern angesprochen und ausgelöst werden soll. Es wird deshalb von Zu-
stimmungsentscheidung gesprochen, weil das gesellschaftliche Modell
und das politische System in Deutschland auf Zustimmung angewie-
sen sind. Ohne Entscheidungen zugunsten von Politik und Personen
sind Parteien nicht in der Lage, die eigenen politischen Vorstellungen
zu verwirklichen. In diesem Sinne ist der weitaus anspruchsvollere
nächste Viererschritt Orientierung - Einstellungen - Unterstützung -
Beziehung zu gehen.

Rasche Veränderungen, vielfältiger Wandel und Globalisierungsef-
fekte führen zum Umbruch der bisher von Bürgerinnen und Bürgern
erfahrenen Systeme. Was lange galt, bleibt nicht unbedingt gültig.
Was lange funktioniert hat, ist nicht zwangsläufig auch zukunftsfä-
hig. Gleichzeitig ist nicht alles, was innovativ ist, auch progressiv. Den
politischen Organisationen und den Parteien kommt mehr denn je die
Aufgabe zu, Orientierung zu geben. Diese Aufgabe hat eine praktische
Komponente, nämlich die Unterscheidung von anderen politischen
Akteuren, unter Betonung der Alleinstellungsmerkmale linker Politik,
möglich zu machen: eine, wenn man so will, »marktorientierte« Auf-
gabe, die eigene Positionen als Alternative zu politischen Mitbewer-
bern herausarbeitet. Die Aufgabe »Orientierung geben« hat aber auch
eine andere, eine inhaltlich-sinngebende Komponente. Sie findet ihre
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Erfüllung in der Bedeutung von Ausrichtung, geistiger Haltung und
Kenntnis über den Weg und seine Richtung. »Was heißt: sich im Den-
ken orientieren?« hat bereits Immanuel Kant die Aufgabe umrissen,
und die Frage nach der Orientierung ist für den postmodernen Men-
schen wichtiger denn je. Allerdings bedeutet Orientierung auch Ein-
deutigkeit- und gerade die geht in der ausgeübten politischen Kom-
munikation leicht unter. Es ist besonders die Suche nach Sinn, die hier
mitschwingt. Die Frage von Bürgerinnen und Bürgern, ob unser Po-
litikentwurf sinnvoll ist, ist deshalb eine berechtigte Frage und sollte
ernst genommen werden. Wer Orientierung bieten will, sollte in der
Lage sein, Politikentwürfe nachvollziehbar und Sinn gebend zu erläu-
tern. Die Entscheidung, welche Richtung Bürgerinnen und Bürger mit
i hrer Haltung einschlagen (oder, mit einer anderen Metapher ausge-
drückt, für welche - politische - Richtung sie sich entscheiden), kann
ohne Orientierungshilfen nicht eindeutig beantwortet werden.

Politische Kommunikation will vorhandene Einstellungen bestäti-
gen, positiv verstärken und - gewissermaßen als schwierigste Diszi-
plin - vorhandene Einstellungen verändern. Jan Bodo Sperling und
Jacqueline Wasseveld haben in den 1990er Jahren beschrieben, wor-
auf es hier ankommt: Zielakzeptanz. Sie beschreiben sechs Stufen der
Zielakzeptanz, deren Spektrum von einer großen Schnittmenge der
Überzeugungen (»Ich teile eure Ziele und werde alles dafür tun, da-
mit wir sie gemeinsam erreichen«) zu einer ebenso großen Distanz
(»Ich lehne eure Ziele vollkommen ab und werde alles tun, damit ihr
sie nicht erreicht«) reicht. Allerdings setzt eine hohe Zielakzeptanz
die Beteiligung der Menschen an der Zielfindung voraus. Nur dialog-
orientierte politische Kommunikation erreicht diese hohen Schnitt-
mengen an Einstellungen. Die Konsequenz: Der Dialog muss in der
Politikvermittlung einen hohen Stellenwert einnehmen. Das gilt be-
sonders, wenn Bürgerinnen und Bürger in ihrer passiven Haltung an-
gesprochen werden sollen.

Erst wer diese Übereinstimmung zwischen Einstellungen von Politik
und Personen und eigener Haltung erkennen kann, ist bereit zur Un-
terstützung. Diese Unterstützung äußert sich in Stimmabgabe, Unter-
schriften, Mitarbeit, Mitgliedschaft, Spenden und vielen anderen soli-
darischen Handlungen, ohne die keine politische Bewegung möglich
i st. Damit diese Unterstützung von Dauer ist, lautet die letzte Grund-
aufgabe der politischen Kommunikation, Beziehungen einzugehen, zu
gestalten und zu pflegen. Der englische Begriff Public Relations bein-
haltet diesen wichtigen Beziehungsaspekt, der gern übersehen wird,
weil diese Aufgabe die vielleicht aufwendigste der politischen Korn-
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munikation ist. Diese Aufgabe erfolgreich zu erfüllen, bedeutet den
dauerhaften Dialog mit Bürgerinnen und Bürgern zu führen, die un-
sere Einstellungen teilen.

Grundorientierung und Werte
Soziologie und Psychologie bieten zahlreiche Instrumente, wie diese
sieben Grundaufgaben der politischen Kommunikation bewältigt wer-
den können. Eine wichtige Leitfrage dabei ist, wer in der Gesellschaft
die eigenen Ideen teilt. Ausgedrückt in der Sprache der Zielakzeptanz
lautet die Frage: Wer unterstützt unsere Ziele? Wessen Ziele unterstüt-
zen wir? Es geht hier also um eine Identifizierung der für die Politik
wichtigen gesellschaftlichen Gruppen, der Dialoggruppen.

Während Karl Marx noch den Begriff der Klassen geprägt hat und
seine drei Hauptgruppen Kapitalisten, Proletarier und Kleinbürger
sprachlich immer noch präsent sind, ist die Gesellschaft heute we-
sentlich differenzierter. Dialoggruppen werden nach geografischen,
soziodemografischen und verhaltensbezogenen Faktoren definiert,
ausgehend von dem Begriff der Sozialen Milieus der französischen
Soziologen Emile Durkheim und Pierre Bourdieu.

Die heute bekannten und eingesetzten Modelle der »Zielgruppen-
analyse« (vor allem Sinus, Erlebnismilieus nach Schulze, aber auch Po-
litische Milieus der Friedrich-Ebert-Stiftung, s.u.) gruppieren Men-
schen, die sich in ihrer Lebensauffassung und Lebensweise ähneln.
Dabei geht die grundlegende Wertorientierung ebenso in die Ana-
l yse ein wie Alltagseinstellungen zur Arbeit, zur Familie, zur Freizeit,
zu Geld und Konsum. Diese grundlegende Wertorientierung - auch
Grundorientierung genannt - ist heute der wichtigste Indikator für
eine gelungene Zielgruppenbeschreibung. Diese Grundorientierung
beinhaltet das, was unter Unbewusstheit oder Unterbewusstsein ver-
standen wird. Darüber hinaus beinhaltet sie Werte, also manifestierte
Vorstellungen, aus denen sich Regeln und Normen für Einzelne, Grup-
pen und Gesellschaften ableiten, aber auch wünschenswerte Zustän-
de. Kurz gesagt: Milieus lassen sich dann definieren, wenn Gruppen
diese Werte teilen. Und diese beschreibbaren Gruppen lassen sich für
die politische Kommunikation genauestens identifizieren.

Unterschiedliche soziologische Modelle sprechen von unterschied-
lichen Milieus. Während amerikanische Soziologen sich im Wettstreit
der Ideologien häufig auf die Beschreibung von Konservativen und
Progressiven beschränken, sind in Deutschland wesentlich vielschich-
tigere Betrachtungen bekannt. Gerhard Schulze benennt in seinem
Modell Erlebnis-Milieus fünf Gruppen; bekannt geworden sind seine
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Untersuchungen zum Unterhaltungsmilieu für das Fernsehen. Sinus,
die europaweit die umfassendste Feldforschung betreiben, nennen
zehn Milieus; das bekannteste Milieu dieser Studie ist die Bürgerliche
Mitte, ein typisches deutsches durchschnittliches Aufsteiger-Milieu, um
das in den letzten bundesweiten Wahlkämpfen erbittert, aber erfolg-
los gerungen worden ist. Typisch für die Sinus-Milieus sind die Bezüge
zwischen Sozialer Lage und Grundorientierung. Die erwähnten Mo-
delle beschreiben, dass die persönliche Grundorientierung eine wich-
tige Rolle bei den Entscheidungen einnimmt, wie Menschen ihr Leben
bewältigen, was sie konsumieren, wo sie ihren Urlaub verbringen, mit
wem sie Beziehungen eingehen, wen sie wählen usw.

Werden diese Aussagen mit den Erkenntnissen über Intuition oder
das Unbewusste kombiniert, wird deutlich: Bürgerinnen und Bürger
wählen nicht nach etwas, das man mit politischem Interesse umschrei-
ben könnte-sie wählen nach Werten. Sie prüfen unbewusst das, was
Soziologen Wertespeicher oder Wertehaushalt nennen, und suchen
automatisch nach Schnittmengen, wenn sie sich für eine politische Al-
ternative entscheiden müssen. Dieser Vorgang geschieht nicht bewusst
und ist mehrheitlich - abgesehen von Menschen, die ein starkes In-
teresse an Politik haben und sich überdurchschnittlich aktiv mit poli-
tischen Inhalten auseinandersetzen-davon abhängig, welche Muster
Menschen in der ihnen dargebotenen Politik wiedererkennen. Men-
schen setzen sich täglich mit hunderten, wenn nicht tausenden Ent-
scheidungen auseinander - ohne dass diese Vorgänge überhaupt in
unser Bewusstsein dringen.

Wie bereits erwähnt, finden 80 Prozent des Denkens unbewusst
statt - und die Aufnahme von politischen Inhalten ordnet sich dem
ebenso unter, wie die Entscheidung, was wir gerade in der Mittags-
pause essen. Deshalb ist es so wichtig, die Dialoggruppen zu identifi-
zieren, die bereits von ihrer Grundorientierung her eine hohe Akzep-
tanz für bestimmte politische Ziele vermuten lassen.

Politische Milieus: Wertehaushalt und Grundorientierung
Eine weitere aktuelle Erfassung der Gruppen wurde von der Fried-
rich-Ebert-Stiftung in Auftrag gegeben und beschreibt seit 2006 die
Politischen Milieus i n Deutschland. Dieser Betrachtung liegen die be-
reits erwähnten Modelle zugrunde; bekannt geworden ist die Studie
durch die Verwendung der Milieu-Bezeichnungen Abgehängtes Pre-
kariat und Bedrohte Arbeitnehmermitte, die im Sommer 2006 eine
heftige Debatte über Armut und neue gesellschaftliche Schichtungen
auslöste.
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Die in dieser Studie aufgeführten »politischen Typen« wurden nach
i hren politischen Wertevorstellungen und Einstellungen zusammen-
gestellt, um zu klaren Aussagen über neue politische Milieus zu kom-
men. Dabei konnten 3000 befragte Wahlberechtigte auf einer Skala
von 1 bis 7 verschiedene Werte bewerten. Die Werte »soziale Gerech-
tigkeit« und »Solidarität« wurden im Schnitt mit 6,3 und mit 6,1 bewer-
tet. Danach folgten »Gleichberechtigung«, »Verantwortung gegenü-
ber kommenden Generationen«, »Pflichterfüllung«, »Weltoffenheit«
und schließlich »Leistungsorientierung« (5,4) und »Eigenverantwor-
tung« (5,5). Für einen Großteil der Befragten sind Leistung und Gerech-
tigkeit, Solidarität und Eigenverantwortung scheinbar keine Wider-
sprüche, sondern zwei Seiten derselben Medaille. Sie wollen Leistung
erbringen, aber erwarten auch, dass sie die Chance dazu bekommen
und einen gerechten Anteil am Wohlstand erhalten. Gero Neugebau-
er betont in seinem Buch »Politische Milieus in Deutschland«, dass bei
den befragten Menschen massive Verunsicherung über die Zukunft
herrscht. Die Haltungen zur gegenwärtigen Politik sind ambivalent
und oft zutiefst widersprüchlich. Das Vertrauen in das Potenzial von
Politik und Parteien, Probleme zu lösen, ist gering. Zwischen Politik
und Gesellschaft bestehen erhebliche Verständigungsprobleme. Aber
der Wertehaushalt der Bürgerinnen und Bürger ist nach wie vor intakt.
Sie finden nur die erwähnten Schnittmengen bei den Parteien nicht
- und die Parteien verstehen nicht, eine an diesen Werten - die auch
ihre sind - orientierte politische Kommunikation einzusetzen.

Soziale Gerechtigkeit ist der zentrale Wert der Bevölkerung
Bereits die erste Studie im Jahr 2006 zeigte, dass eher linke Werte den
Menschen wichtig sind. Während die SPD recht zurückhaltend auf
diese in ihren Augen nicht agendakonformen Ergebnisse reagierte
und sich bis heute nicht wirklich mit dem Konzept der Politischen Mili-
eus anfreunden konnte, ließen sich die Macher der Studie nicht beir-
ren und legten im Sommer 2008 nach (Friedrich-Ebert-Stiftung, TNS
I nfratest Sozialforschung: Erhebung Gesellschaft im Reformprozess):
Wie sieht die Zustimmung heute aus - und was bedeutet Soziale Ge-
rechtigkeit den Bürgerinnen und Bürgern? Das Ergebnis aus den Be-
fragungen: Soziale Gerechtigkeit ist der zentrale Wert der deutschen
Bevölkerung! Daran hat sich in den letzten Jahren nichts geändert, im
Gegenteil. Das hat natürlich für die aktuelle Regierungspolitik eine en-
orme Bedeutung: Die Mehrheit der Bundesbürger (57 Prozent) ist re-
formskeptisch eingestellt: 35 Prozent sprechen sich für eine Reform-
pause aus, weitere 22 Prozent fordern gar eine Rückgängigmachung
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von Reformen der letzten Jahre. Unterstützt werden diese Aussagen
durch Erläuterungen, was Soziale Gerechtigkeit für die Bürgerinnen
und Bürger eigentlich ist: Die Äußerungen reichen von »dass man sich
besonders um Kinder und Jugendliche kümmert, damit sie im Leben
eine Chance bekommen« über »dass man für sozial Schwache eintritt«
bis hin zu der Aussage, »dass die Einkommens- und Vermögensunter-
schiede nicht zu groß sind«.

Die Tatsache, dass es weder eine an diesen Werten orientierte durch-
greifende Politik gibt, noch eine politische Kommunikation, die diese
Werte aufgreift, führt allerdings auch zu erschreckenden Ergebnissen
derselben Studie: Unter der Oberschrift »Potenziale der Demokra-
tieentfremdung« erklären rund ein Drittel der Deutschen, dass sie mit
der Ausgestaltung der Demokratie unzufrieden sind. Rund ein Viertel
distanziert sich sogar ausdrücklich und möchte »mit der Demokratie,
wie sie bei uns heute ist, nichts zu tun haben.« Zwei von zehn West-
deutschen, aber vier von zehn Ostdeutschen finden, unsere Gesell-
schaftsordnung sei es nicht Wert, dass man dafür eintritt.

Vor dem Hintergrund der aktuellen weltweiten Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise wirkt das geradezu gespenstisch: Die Menschen wollen So-
ziale Gerechtigkeit, glauben aber, sie nicht zu erhalten. Dadurch sinkt
die Bereitschaft, sich an Wahlen zu beteiligen. Verlierer sind in dieser
Situation aber nicht lediglich die etablierten Parteien. Auch linke Po-
litikentwürfe laufen Gefahr, nicht gehört zu werden. Denn bisher ist
nicht zu erkennen, dass sich Linke auf eine werteorientierte politische
Kommunikation einlassen wollen.

Werte gehören nicht Konservativen allein
Viele Linke scheuen die Wertediskussion wie der Teufel das Weihwas-
ser. Anscheinend greift hier ein ähnlicher Reflex wie bei der Emoti-
onalisierung von Kommunikation. »Werte« scheinen in Deutschland
etwas zutiefst Konservatives zu sein. In Debatten wird deutlich, dass
viele progressiv eingestellte Menschen mit dem Begriff »Wert« eher
Negatives assoziieren. Hierfür gibt es unterschiedliche Gründe, zwei
haben direkt mit der politischen Kommunikation zu tun. Zum einen
haben jahrzehntelang lediglich Konservative das »Werteklavier« be-
spielt. Alles, was sozialdemokratisch, grün oder sozialistisch ist, wurde
(und wird) von Konservativen mit Bravour in die Schmuddelecke der
Nation verwiesen. Werden auf der konservativen Seite etwa schamlos
die Werte »Familie«, »Gesellschaft« oder »Verantwortung« benutzt,
um damit ein rückständiges Weltbild zu kaschieren, ist von links-pro-
gressiver Seite wenig zu hören. Diese Seite weiß: Es stimmt ja, dass sie
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selbst ein ganz anderes, modernes Bild von Familie haben. In der Ver-
gangenheit hat diese Einstellung oft dazu geführt, den Wert Fami-
lie den Konservativen zu überlassen, um gedanklich auch nicht ein-
mal in die Nähe der konservativen Grundorientierung Tradition und
Pflichterfüllung zu geraten. Sie haben sich lieber auf die Suche nach
neuen, dafür umso sperrigeren Begriffen gemacht, statt offensiv den
ursprünglichen Begriff zu nehmen und mit progressiven Ideen zu fül-
l en (»Hessens Weg in die Soziale Moderne«, Slogan der SPD Hessen,
»emanzipatorische Familienpolitik«, aus einem Antrag an den Bundes-
parteitag der LINKEN am 24. und 25. Mai 2008 in Cottbus, »alternati-
ve Lebensformen«, aus dem Leitbild von Bündnis 90/Die Grünen zur
Familienpolitik)). Konservative lachen sich ins sprichwörtliche Fäust-
chen, weil sie seit Jahrzehnten immer wieder die Bestätigung dafür
erhalten, wie leicht sich die Linken manipulieren lassen.

I n dieser Scheu, selbstbewusst vorhandene Werte mit dem eigenen
Verständnis zu füllen und sie selbstverständlich zu verwenden, wird
ein Vakuum erzeugt, das Konservative spielend leicht mit ihrer Ideo-
l ogie füllen können. Denn der Wert an sich erhält ja erst durch die ei-
gene Definition und durch das Verständnis der Bürgerinnen und Bür-
ger eine Tendenz.

Zum anderen ziehen vor allem bürgerliche Linke den falschen Schluss
aus der Wertedebatte: Statt einen Wert-Begriff selbst zu füllen oder
sogar einen Wert neu zu benennen, übernehmen sie von Konserva-
tiven deren Werte nebst deren konservativer Definition. Antrieb für
dieses Verhalten ist, genau auf dem gleichen Spielfeld Anerkennung
von denen zu erhalten, die diese Werte in möglichst großer Oberein-
stimmung teilen. Der amerikanische Linguist George Lakoff, ein pro-
gressiver Vordenker und Think-Tank-Gründer, sagt dazu: »Was tun die
Demokraten nicht? Sie werben nicht für ihre eigene Weltanschauung,
i hr progressives Wertemodell. Was tun sie stattdessen, indem sie sich
)nach rechts(bewegen? Sie nehmen eine konservative Einstellung ge-
genüber politischen Fragen ein, übernehmen die Sprache der Konser-
vativen und werben damit für die konservative Weltanschauung, in-
dem sie diese in den Köpfen der Menschen aktivieren. Sie propagieren,
ohne es zu merken, die moralischen Werte der Konservativen.« Inter-
essant dabei ist, so Lakoff, dass sie es unbewusst tun. Wenn es bewusst
geschehen würde, könnte man es Strategie nennen. Aber es ist keine,
es ist vielmehr ein schwerwiegender und meist auch erfolgloser Ver-
such, die Konservativen auf ihrem ureigensten Gebiet zu schlagen.

Die Verwendung des Begriffes »Steuererleichterung« macht deut-
lich, welcher folgenreiche Fehler auch in linker politischer Kommuni-
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kation begangen wird. »Steuererleichterung« ist ein Begriff, der vor
allem von Konservativen immer wieder ins Spiel gebracht wird, wenn
es gilt, Unternehmen und Wohlhabende vor dem Zugriff des Staates
zu schützen. Der Begriff spielt damit, dass Steuern zu zahlen etwas
Schlechtes ist, eine Bürde, die es gilt, Reichen von den Schultern zu
nehmen. Selbstverständlich schweigen Konservative vornehm dazu,
dass eben jene Steuern dem Aufbau eines gemeinsamen Vermögens
dienen, damit die Errichtung eines Gemeinwohls möglich ist. Das be-
zieht sich nicht nur auf Schulen und andere öffentliche Angebote, son-
dern gerade auch auf die steuerfinanzierte Infrastruktur, mit deren
Hilfe deutsche Unternehmen satte Gewinne einfahren.

So verstanden, kollidiert der Begriff »Steuererleichterung« mit dem
Wert Soziale Gerechtigkeit, auch wenn er von Linken, wie so oft, ei-
gentlich gut gemeint ist. Selbst wenn die Steuererleichterung ein-
fachen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern gelten soll, bleibt
i mmer noch die Verbindung Steuern = Bürde. Und diese Sicht ver-
trägt sich nicht mit dem Prinzip gemeinsames Vermögen = Gemein-
wohl. Wer von Steuererleichterung spricht, bedient so eigentlich im-
mer die konservative Weltanschauung, obwohl etwas ganz anderes
bewirkt werden soll. Die langen Linien linker Politik werden so regel-
recht torpediert, weil die Grundaufgabe »Orientierung geben« ent-
weder durch ein Wertevakuum oder durch eine unreflektierte Wer-
teübernahme nicht gelöst wird.

Ein anderes Beispiel ist die Verwendung der Werte Gemeinschaft/
Gesellschaft und Individualismus. Konservative haben es geschafft, dass
viele Bürgerinnen und Bürger glauben, der Individualismus in unserer
Gesellschaft sei ein Erbe der 68er und nur konservative Politik hat den
Erhalt der Gemeinschaft im Sinn. Tatsächlich ist vor allem der wirtschaft-
lich-soziale Individualismus (»allgemeiner Wohlstand als Ergebnis vie-
l er Egoismen«, Adam Smith) eine zutiefst konservative Ideologie des
frühen 19. Jahrhunderts, die im Weltbild vor allem neoliberaler Köp-
fe immer noch eine sehr große Rolle spielt. Weil Linke immer wieder
in die Falle getappt sind und sich aus der Wertefrage heraus gehal-
ten haben, konnte es dazu kommen, dass sich die Wertezuordnung an
dieser Stelle genau umgedreht hat! Für dieses Verhalten lassen sich in
der Gegenwart wie in der Geschichte viele Beispiele finden.

Gründet Think Tanks, vernetzt euch!
Die Grundorientierung und der Wertehaushalt der Bürgerinnen und
Bürger stellen einen wesentlichen Schlüssel für die politische Kommu-
nikation dar. Treffen wir uns im Dialog auf dieser Ebene, können wir
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Unterstützung auslösen, die wir für unseren Politikentwurf dringend
brauchen. Breite Schichten der Bevölkerung sind der Überzeugung,
dass das zentrale Thema der Gegenwart die soziale Gerechtigkeit ist.
Für diesen Kern interessieren sich nicht nur klassisch linke, sondern
auch eher politikferne Milieus, da sie in ihrem Leben unmittelbar von
den Auswirkungen einer marktradikal gestalteten Globalisierung be-
troffen sind. Die weltweite Finanzkrise vom Herbst 2008 hat für Ver-
unsicherung bis weit in bürgerliche Milieus hinein gesorgt: Die Fra-
ge nach der gerechten Gestaltung unserer Gesellschaft lässt immer
weniger Menschen kalt. Wie die Wertefrage zeigt, hat auch die The-
menhoheit niemand für sich allein gepachtet. Die Frage ist: Wo wer-
den Debatten geführt, wo kommen unterschiedliche Politische Milie-
us zusammen? Das ist dort, wo vielfältiges Engagement sichtbar wird:
in den Initiativen und Vereinen, in den Verbänden, Gewerkschaften
und Kirchen. Politische Möglichkeiten werden erweitert, wo solch un-
terschiedliche Gruppen zusammenarbeiten, sich vernetzen. Über Par-
teigrenzen hinweg können alle zusammengebracht werden, die für
linke Themen streiten und sich aktiv für Mitbestimmung auf allen Ebe-
nen der Gesellschaft einsetzen.

Die gute Nachricht ist auch: Es gibt sie in großer Zahl und vielfäl-
tiger Gestalt bereits im ganzen Land - Projekte, Bündnisse, Zusam-
menarbeit und Regierungsverantwortung von linken Parteien, Poli-
tikern und Gruppen. Mehrheiten für Bündnis 90/Grüne, SPD und DIE
LINKE entstehen zuerst dort, wo Politik und Menschen sich am nächs-
ten sind: in den Kommunen und in den Ländern. Es gibt sie, die be-
reits von Willy Brandt beschworene Mehrheit links der Mitte. Unter
dem zentralen Wert Soziale Gerechtigkeit sammelt sie sich und fordert
den Politikwechsel auch ein - und hat immer weniger Verständnis für
ideologische Abgrenzungen der Parteien. Sie wollen Taten, also eine
wirklich soziale und gerechte Politik für Deutschland.

Doch über die Vernetzung der handelnden Akteure hinaus braucht
linke Politik eine Vernetzung unabhängiger links-progressiver Köpfe.
Das Konzept der angelsächsischen Think Tanks ist eine erfolgreiche
Strategie, die zwar von den Neocons vor allem der Reagan-Arä stammt
- deren Wirksamkeit aber unumstritten ist. Wer erfolgreich politisch
kommunizieren will, braucht Ideen und Antworten auf die Frage, wie
das eigene Weltbild attraktiv und wegweisend sich in den Köpfen der
Bürgerinnen und Bürger festsetzen kann. Dafür müssen die besten
Köpfe zusammenkommen.
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